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Gesetz
zur weiteren Änderung des Hochschulgesetzes 

und des Kunsthochschulgesetzes 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur weiteren Änderung des Hochschulgesetzes 

und des Kunsthochschulgesetzes

Vom 25. November 2021

Artikel 1
Änderung des Hochschulgesetzes

Das Hochschulgesetz vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S.  547), das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 
3.  November 2021 (GV. NRW. S.  1180) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

Nach § 82 wird folgender § 82a eingefügt:

„§ 82a
Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, 

einer Großeinsatzlage oder einer Katastrophe

(1) Das Ministerium wird für den Fall, dass

1.  der Deutsche Bundestag auf der Grundlage des In-
fektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl.  I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 8 des Ge-
setzes vom 27. September 2021 (BGBl. I S. 4530) geän-
dert worden ist, eine epidemische Lage von nationaler 
Tragweite festgestellt hat,

2.  der Landtag auf der Grundlage des Infektionsschutz- 
und Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S.  218b), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Mai 2021 
(GV. NRW. S. 566) geändert worden ist, eine epidemi-
sche Lage von landesweiter Tragweite festgestellt hat 
oder

3.  eine Rechtsverordnung des Landes nach § 32 des In-
fektionsschutzgesetzes erlassen worden ist,

zur Sicherstellung der Lehre, zur Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit der Gremien der Hochschule und der 
Studierendenschaft sowie zum Schutz der Grundrechte 
der Hochschulmitglieder und der Studienbewerberinnen 
und -bewerber ermächtigt, durch Rechtsverordnung Re-
gelungen betreffend die Prüfungen, die Anerkennung 
von Prüfungsleistungen und sonstigen Leistungen, die 
Regelstudienzeit, die Verfahrensgrundsätze hinsichtlich 
der Sitzungen und der Beschlüsse, die Amtszeit der Gre-
mien der Hochschule und der Studierendenschaft sowie 
die Einschreibung zu erlassen und dabei von den Rege-
lungen der § 7 Absatz 1, § 12, § 13, § 48, § 50, § 53 Ab-
satz 4 Satz 4 Nummer 2, § 54 Absatz 3, § 61 und §§ 63 
bis 65 sowie des § 28 Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 Satz 1 des 
Juristenausbildungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
11. März 2003 (GV. NRW. S. 135 ber. S. 431), zuletzt geän-
dert durch Artikel  14 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S.  310), abzuweichen. Soweit von den Re-
gelungen des § 28 Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 Satz 1 des 
Juristenausbildungsgesetzes Nordrhein-Westfalen abge-
wichen wird, bedarf die Rechtsverordnung des Einver-
nehmens des für die Justiz zuständigen Ministeriums. 
Soweit duale Studiengänge und Modellstudiengänge im 
Gesundheitswesen betroffen sind, bedarf die Rechtsver-
ordnung des Einvernehmens mit dem für Gesundheit zu-
ständigen Ministerium. Die Rechtsverordnung kann ins-
besondere vorsehen, dass

1.  die Gremienwahlen der Hochschule und der Studie-
rendenschaft online stattfi nden dürfen, ohne dass die 
wählende Person oder deren Hilfsperson bei der 
Stimmabgabe in elektronischer Form an Eides statt 
versichern muss, dass sie die Stimme persönlich oder 
als Hilfsperson gemäß dem erklärten Willen der wäh-
lenden Person gekennzeichnet habe,

2.  die Sitzungen der Gremien der Hochschule und der 
Studierendenschaft in elektronischer Kommunikation 
oder in Mischformen zwischen elektronischer Kom-
munikation und physischer Anwesenheit der Gre-
mienmitglieder stattfi nden und Beschlüsse in elektro-

nischer Kommunikation oder im Umlaufverfahren 
 gefasst werden dürfen und dass Bild- und Tonüber-
tragung der öffentlichen Sitzungen der Gremien zu-
lässig sind,

3.   Hochschulprüfungen in elektronischer Form oder in 
elektronischer Kommunikation (Online-Prüfungen) 
abgenommen werden dürfen,

4.   die Anerkennung von Prüfungsleistungen und Leis-
tungen gegenüber den Regelungen des § 63a erleich-
tert werden kann und

5.   Regelungen betreffend die Einschreibung, insbeson-
dere hinsichtlich der Einschreibungsfristen und des 
Zeitpunkts, bis zu dem das Vorliegen der Hochschul-
zugangsberechtigung und der sonstigen Einschreibe-
voraussetzungen, insbesondere der Nachweis der 
künstlerischen Eignung, nachgewiesen sein müssen, 
getroffen werden. 

Die Rechtsverordnung kann die Art und Weise der 
Durchführung und Organisation von Lehrveranstaltun-
gen, auch in Form online durchgeführter Lehre, regeln. 
Die Rechtsverordnung darf vorsehen, dass das Rektorat 
die Befugnisse nach Satz 4 Nummer 4 und 5 sowie nach 
Satz 5 ausübt und in diesem Falle von den Prüfungsord-
nungen abweichende Regelungen treffen darf; in diesem 
Falle sieht die Rechtsverordnung zugleich vor, dass die 
Wissenschaftsfreiheit strukturell nicht gefährdet wird 
und die Rechte des Senats und der Fachbereichsräte ge-
wahrt bleiben.

(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechtsverord-
nung nach Absatz  1 ab dem Zeitpunkt der Feststellung 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder nach dem 
Erlass der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 ermächtigt. Die Ermächtigung besteht unbescha-
det der Sätze 3 und 4 zumindest für den Zeitraum der je-
weiligen Feststellung oder den Zeitraum der Geltung der 
jeweiligen Rechtsverordnung und ist unabhängig von der 
Wirksamkeit der Feststellung nach Absatz  1 Satz  1 
Nummer 1 und 2 sowie der Wirksamkeit der Rechtsver-
ordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3. Wird die Fest-
stellung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder die 
Geltung der Rechtsverordnung nach Absatz  1 Satz  1 
Nummer 3 verlängert, verlängert sich entsprechend auch 
der Zeitraum der Ermächtigung zum Erlass der Rechts-
verordnung nach Absatz 1. Die Ermächtigung nach Ab-
satz 1 gilt fort bis zum Ende des Semesters, das als zwei-
tes dem Semester folgt, in dem die Feststellung einer epi-
demischen Lage im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
oder 2 aufgehoben wird oder die Geltung einer Rechts-
verordnung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 en-
det. Ist das Semester im Sinne des Satzes 4 ein Winterse-
mester, endet dieses am 31. März des jeweiligen Jahres; 
ist das Semester im Sinne des Satzes 4 ein Sommerse-
mester, endet dieses am 30. September des jeweiligen 
Jahres. Zur weiteren Bewältigung der SARS-CoV-2-Pan-
demie und zur Sicherung des Hochschulbetriebs in die-
ser Pandemie und der Grundrechte der Hochschulmit-
glieder wird das Ministerium ermächtigt, die Rechtsver-
ordnung nach Absatz 1 oder einzelne Regelungen dieser 
Rechtsverordnung mit Wirkung vom 1. Oktober 2021 zu 
erlassen.

(3) Wenn durch den Eintritt einer Großeinsatzlage oder 
einer Katastrophe im Sinne des §  1 Absatz  2 des Ge-
setzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den 
Katastrophenschutz vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S.  886), das zuletzt durch Artikel  6 des Gesetzes vom 
23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762) geändert worden ist, an 
Hochschulen der Lehr- oder Prüfungsbetrieb in Präsenz 
eingeschränkt ist, kann das Ministerium zur Sicherstel-
lung der Lehre, zur Sicherstellung der Funktionsfähig-
keit der Gremien der Hochschule und der Studieren -
denschaft und zum Schutz der Grundrechte der Hoch-
schulmitglieder sowie der Studienbewerberinnen und 
-bewerber durch Rechtsverordnung Regelungen nach 
Absatz  1 erlassen. Beschränken sich die Einschränkun-
gen nach Satz 1 auf eine einzelne Hochschule, insbeson-
dere auf ihren Sitz, einen Standort oder Studienort, ist 
die Rechtsverordnung in ihrem örtlichen Anwendungs-
bereich entsprechend einzugrenzen. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(4) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechtsverord-
nung nach Absatz 3 ab dem Zeitpunkt des Eintritts der 
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Großeinsatzlage oder der Katastrophe ermächtigt. Die 
Ermächtigung nach Absatz 3 gilt fort bis zum Ende des 
Semesters, das als viertes dem Semester folgt, in dem die 
Großeinsatzlage oder die Katastrophe eingetreten ist. 
Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.

(5) Die Geltung der Rechtsverordnungen nach den Ab-
sätzen 1 und 3 ist zu befristen. Die jeweilige Rechtsver-
ordnung tritt spätestens zu dem Zeitpunkt außer Kraft, 
an dem das Ministerium nach Absatz  2 oder Absatz  4 
nicht mehr zu ihrem Erlass ermächtigt ist.

(6) Das Ministerium berichtet dem Landtag hinsichtlich 
der Rechtsverordnung nach den Absätzen 1 und 3 unver-
züglich und umfassend über den jeweiligen Sachstand.“

Artikel 2
Änderung des Kunsthochschulgesetzes

Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 2008 (GV. NRW. 
S.  195), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
3.  November 2021 (GV. NRW. S.  1180) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

Nach § 73 wird folgender § 73a eingefügt:

„§ 73a
Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, 

einer Großeinsatzlage oder einer Katastrophe

(1) Das Ministerium wird für den Fall, dass

1.   der Deutsche Bundestag auf der Grundlage des In-
fektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl.  I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 8 des Ge-
setzes vom 27. September 2021 (BGBl. I S. 4530) geän-
dert worden ist, eine epidemische Lage von nationaler 
Tragweite festgestellt hat,

2.   der Landtag auf der Grundlage des Infektionsschutz- 
und Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S.  218b), das zuletzt durch das Gesetz vom 4. Mai 
2021 (GV. NRW. S. 566) geändert worden ist, eine epi-
demische Lage von landesweiter Tragweite festgestellt 
hat oder

3.   eine Rechtsverordnung des Landes nach § 32 des In-
fektionsschutzgesetzes erlassen worden ist,

zur Sicherstellung der Lehre, zur Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit der Gremien der Kunsthochschule 
und der Studierendenschaft sowie zum Schutz der 
Grundrechte der Hochschulmitglieder und der Studien-
bewerberinnen und -bewerber ermächtigt, durch Rechts-
verordnung Regelungen betreffend die Prüfungen, die 
Anerkennung von Prüfungsleistungen und sonstigen 
Leistungen, die Regelstudienzeit, die Verfahrensgrund-
sätze hinsichtlich der Sitzungen und der Beschlüsse, die 
Amtszeit der Gremien der Hochschule und der Studie-
rendenschaft sowie die Einschreibung zu erlassen und 
dabei von den Regelungen der § 7 Absatz 1, § 13, § 14, 
§ 40, § 42, § 45 Absatz 4 Satz 4 Nummer 2, § 46 Absatz 2, 
§ 53 sowie §§ 55 bis 57 abzuweichen. Die Rechtsverord-
nung kann insbesondere vorsehen, dass

1.   die Gremienwahlen der Kunsthochschule und der 
Studierendenschaft online stattfi nden dürfen, ohne 
dass die wählende Person oder deren Hilfsperson bei 
der Stimmabgabe in elektronischer Form an Eides 
statt versichern muss, dass sie die Stimme persönlich 
oder als Hilfsperson gemäß dem erklärten Willen der 
wählenden Person gekennzeichnet habe,

2.   die Sitzungen der Gremien der Kunsthochschule und 
der Studierendenschaft in elektronischer Kommuni-
kation oder in Mischformen zwischen elektronischer 
Kommunikation und physischer Anwesenheit der 
Gremienmitglieder stattfi nden und Beschlüsse in 
elektronischer Kommunikation oder im Umlaufver-
fahren gefasst werden dürfen und dass Bild- und Ton-
übertragung der öffentlichen Sitzungen der Gremien 
zulässig sind,

3.   Hochschulprüfungen in elektronischer Form oder in 
elektronischer Kommunikation (Online-Prüfungen) 
abgenommen werden dürfen,

4.   die Anerkennung von Prüfungsleistungen und Leis-
tungen gegenüber den Regelungen des § 55a erleich-
tert werden kann und

5.   Regelungen betreffend die Einschreibung, insbeson-
dere hinsichtlich der Einschreibungsfristen und des 
Zeitpunkts, bis zu dem das Vorliegen der Hochschul-
zugangsberechtigung und der sonstigen Einschreibe-
voraussetzungen, insbesondere der Nachweis der 
künstlerischen Eignung, nachgewiesen sein müssen, 
getroffen werden.

Die Rechtsverordnung kann die Art und Weise der 
Durchführung und Organisation von Lehrveranstaltun-
gen, auch in Form online durchgeführter Lehre, regeln. 
Die Rechtsverordnung darf vorsehen, dass das Rektorat 
die Befugnisse nach Satz 2 Nummer 4 und 5 sowie nach 
Satz 3 ausübt und in diesem Falle von den Prüfungsord-
nungen abweichende Regelungen treffen darf; in diesem 
Falle sieht die Rechtsverordnung zugleich vor, dass die 
Wissenschaftsfreiheit strukturell nicht gefährdet wird 
und die Rechte des Senats und der Fachbereichsräte ge-
wahrt bleiben.

(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechtsverord-
nung nach Absatz  1 ab dem Zeitpunkt der Feststellung 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder nach dem 
Erlass der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 ermächtigt. Die Ermächtigung besteht unbescha-
det der Sätze 3 und 4 zumindest für den Zeitraum der je-
weiligen Feststellung oder den Zeitraum der Geltung der 
jeweiligen Rechtsverordnung und ist unabhängig von der 
Wirksamkeit der Feststellung nach Absatz  1 Satz  1 
Nummer 1 und 2 sowie der Wirksamkeit der Rechtsver-
ordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3. Wird die Fest-
stellung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder die 
Geltung der Rechtsverordnung nach Absatz  1 Satz  1 
Nummer 3 verlängert, verlängert sich entsprechend auch 
der Zeitraum der Ermächtigung zum Erlass der Rechts-
verordnung nach Absatz 1. Die Ermächtigung nach Ab-
satz 1 gilt fort bis zum Ende des Semesters, das als zwei-
tes dem Semester folgt, in dem die Feststellung einer epi-
demischen Lage im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
oder 2 aufgehoben wird oder die Geltung einer Rechts-
verordnung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 en-
det. Ist das Semester im Sinne des Satzes 4 ein Winterse-
mester, endet dieses am 31. März des jeweiligen Jahres; 
ist das Semester im Sinne des Satzes 4 ein Sommerse-
mester, endet dieses am 30. September des jeweiligen 
Jahres. Zur weiteren Bewältigung der SARS-CoV-2- 
Pandemie und zur Sicherung des Hochschulbetriebs in 
dieser Pandemie und der Grundrechte der Hochschul-
mitglieder wird das Ministerium ermächtigt, die Rechts-
verordnung nach Absatz 1 oder einzelne Regelungen die-
ser Rechtsverordnung mit Wirkung vom 1. Oktober 2021 
zu erlassen.

(3) Wenn durch den Eintritt einer Großeinsatzlage oder 
einer Katastrophe im Sinne des §  1 Absatz  2 des Ge-
setzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den 
Katastrophenschutz vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S.  886), das zuletzt durch Artikel  6 des Gesetzes vom 
23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762) geändert worden ist, an 
Hochschulen der Lehr- oder Prüfungsbetrieb in Präsenz 
eingeschränkt ist, kann das Ministerium zur Sicher-
stellung der Lehre, zur Sicherstellung der Funktions-
fähigkeit der Gremien der Hochschule und der Studie-
rendenschaft und zum Schutz der Grundrechte der 
Hochschulmitglieder sowie der Studienbewerberinnen 
und -bewerber durch Rechtsverordnung Regelungen 
nach Absatz 1 erlassen. Beschränken sich die Einschrän-
kungen nach Satz  1 auf eine einzelne Hochschule, ins-
besondere auf ihren Sitz oder einen Standort, ist die 
Rechtsverordnung in ihrem örtlichen Anwendungsbe-
reich entsprechend einzugrenzen.

(4) Das Ministerium ist zum Erlass einer Rechtsverord-
nung nach Absatz 3 ab dem Zeitpunkt des Eintritts der 
Großeinsatzlage oder der Katastrophe ermächtigt. Die 
Ermächtigung nach Absatz 3 gilt fort bis zum Ende des 
Semesters, das als viertes dem Semester folgt, in dem die 
Großeinsatzlage oder die Katastrophe eingetreten ist. 
Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.

(5) Die Geltung der Rechtsverordnungen nach den Ab-
sätzen 1 und 3 ist zu befristen. Die jeweilige Rechtsver-
ordnung tritt spätestens zu dem Zeitpunkt außer Kraft, 
an dem das Ministerium nach Absatz  2 oder Absatz  4 
nicht mehr zu ihrem Erlass ermächtigt ist.
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(6) Das Ministerium berichtet dem Landtag hinsichtlich 
der Rechtsverordnung nach den Absätzen 1 und 3 unver-
züglich und umfassend über den jeweiligen Sachstand.“

Artikel 3
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 25. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Zugleich für den Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie Internationales

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Die Ministerin für Verkehr

Ina  B r a n d e s

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
Zugleich für die Ministerin für Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 

der Marktüberwachung harmonisierter 
Bauprodukte in Nordrhein-Westfalen

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Marktüberwachung harmonisierter 
Bauprodukte in Nordrhein-Westfalen

Vom 25. November 2021

Artikel 1

Das Gesetz zur Durchführung der Marktüberwachung 
harmonisierter Bauprodukte in Nordrhein-Westfalen 
vom 25. März 2015 (GV. NRW. S. 310) wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In dem Satzteil vor Nummer  1 werden nach dem 
Wort „Marktüberwachungsbehörden“ die Wörter 
„im Hinblick auf harmonisierte Bauprodukte“ ein-
gefügt.

 b)  In Nummer  1 werden nach dem Wort „Ministe-
rium“ die Wörter „und für den Bereich des Ver-
kehrswegebaus das für den Verkehr zuständige 
 Ministerium“ eingefügt und nach dem Wort 
„oberste“ wird das Wort „Marktüberwachungsbe-
hörde“ durch das Wort „Marktüberwachungsbe-
hörden“ ersetzt.

2.  § 2 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In dem Satzteil vor Nummer  1 werden nach dem 
Wort „nehmen“ die Wörter „im Hinblick auf har-
monisierte Bauprodukte“ eingefügt.

 b)  Die Nummern 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:

  „1.  der Verordnung (EU) Nr.  2019/1020 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 20. 
Juni 2019 über Marktüberwachung und die 
Konformität von Produkten sowie zur Än-
derung der Richtlinie 2004/42/EG und der 
 Verordnungen (EG) Nr.  765/2008 und (EU) 
Nr. 305/2011 (ABl. L 169 vom 25.6.2019, S. 1), 
im Folgenden EU-Marktüberwachungsverord-
nung genannt,

  2.  dem Marktüberwachungsgesetz vom 9. Juni 
2021 (BGBl.  I S.  1723), sofern es auf Baupro-
dukte im Sinne der EU-Marktüberwachungs-
verordnung entsprechend Anwendung fi ndet,

  3.  der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingun-
gen für die Vermarktung von Bauprodukten 
und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG 
des Rates (ABl. L 88 vom 4.4.2011, S. 5; L 103 
vom 12.4.2013, S.  10; L 92 vom 8.4.2015, 
S. 118), die zuletzt durch delegierte Verordnung 
(EU) Nr.  574/2014 (ABl. L 159 vom 28.5.2014, 
S.  41) geändert worden ist, im Folgenden EU-
Bauproduktenverordnung genannt, und“.

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Die gemeinsame Marktüberwachungsbehörde 
ist zuständig für die einheitliche Prüfung und Be-
wertung von Bauprodukten in technischer Hin-
sicht. Sie ist außerdem in den Fällen, in denen 
Bauprodukte nach den Anforderungen der EU-
Bauproduktenverordnung die in Bezug auf die we-
sentlichen Merkmale erklärte Leistung nicht er-
bringen oder eine Gefahr im Sinne des Artikels 58 
der EU-Bauproduktenverordnung darstellen, da-
für zuständig, die den Marktüberwachungsbehör-
den nach der EU-Bauproduktenverordnung und 
der EU-Marktüberwachungsverordnung zustehen-
den Maßnahmen zu ergreifen.“
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 b)  In Absatz  6 Satz  1 werden die Wörter „§  39 des 
Produktsicherheitsgesetzes“ durch die Wörter 
„§ 21 des Marktüberwachungsgesetzes“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 mit Wir-
kung vom 16. Juli 2021 in Kraft. Artikel  1 Nummer  1 
Buchstabe b tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 25. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Die Ministerin für Verkehr

Ina  B r a n d e s

– GV. NRW. 2021 S. 1212a
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Gesetz
zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe 

und Integration in Nordrhein-Westfalen
(Teilhabe- und Integrationsgesetz – TIntG)

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe 
und Integration in Nordrhein-Westfalen 

(Teilhabe- und Integrationsgesetz – TIntG)

Vom 25. November 2021
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Präambel

In der Tradition Nordrhein-Westfalens als vielfältiges 
und weltoffenes Einwanderungsland,

auf der Grundlage der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung nach dem Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland und der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen,

in Achtung vor der Unantastbarkeit der Würde eines je-
den Menschen, unabhängig von Herkunft, Sprache, Ge-
schlecht, Alter, Zugehörigkeit zu einer Religion oder 
Weltanschauung, sexueller und geschlechtlicher Identi-
tät, sozialer Lage oder einer körperlichen, seelischen, 
geistigen oder Sinnesbeeinträchtigung, 

wird bekräftigt, dass

1.   die Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen und 
die Gesetze die Grundlage für ein gedeihliches, chan-
cengerechtes, respekt- und friedvolles Zusammen-
leben aller Menschen in ihrer Vielfalt bilden,

2.   jeglichen Formen von gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit und Diskriminierung aufgrund von Ge-
schlecht, Alter, Abstammung, Herkunft, Religion, se-
xueller und geschlechtlicher Identität oder Behinde-
rung wie zum Beispiel Antisemitismus, Rassismus, 
Antiziganismus und antimuslimischem Rassismus 
entschieden entgegenzutreten ist und Betroffene von 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit gegen Dis-
kriminierung zu stärken sind, 

3.   zur Stärkung des gesamtgesellschaftlichen Zusam-
menhalts und zur Förderung einer chancen- und teil-
habegerechten Gesellschaft das Zusammenwirken des 
Landes, der Kommunen, der gemeinnützigen Ver-
bände und Organisationen, der Wirtschaft, der Wis-
senschaft, der Kultur und der Zivilgesellschaft zu 
 unterstützen ist und

4.  Integration ein dynamischer, langfristiger und anhal-
tender Prozess des gegenseitigen Entgegenkommens 
und Zusammenwirkens aller im Land lebenden Men-
schen ist.

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Teilhabe- und Integrationsverständnis

(1) Integration ist ein Prozess und umfasst nach diesem 
Gesetz im Einzelnen:

1.  (Integration als Ankommen) die Würdigung und Un-
terstützung neu eingewanderter Menschen in der ers-
ten Phase des Ankommens, insbesondere in den Berei-
chen Spracherwerb, Wohnen, Bildung, Arbeit und Ge-
sundheit sowie Rechtskunde und Verbraucherschutz 
im Sinne einer systematischen Grund- und Erstver-
sorgung,

2.   (Integration als Teilhaben) eine umfassende soziale, 
gesellschaftliche, kulturelle und rechtliche Teilhabe 
der Menschen mit Einwanderungsgeschichte durch 
den Abbau von Zugangs- und Teilhabebarrieren auch 
in den institutionellen Regelsystemen, die Förderung 
der interkulturellen Öffnung aller beteiligten öffentli-
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chen Institutionen und die Förderung von Mehrspra-
chigkeit und ihrer Anerkennung sowie

3.  (Integration als Gestalten) die Förderung eines umfas-
senden gesellschaftlichen und politischen Prozesses 
von Begegnung und Austausch aller Menschen, un-
abhängig davon, ob und welche Einwanderungsge-
schichte gegeben ist, zur Gestaltung und Pfl ege einer 
gemeinsamen Identität, Heimat und Erinnerungs-
kultur in Nordrhein-Westfalen sowie zur Förderung 
demokratischen Handelns; jeglichen Formen von An-
tisemitismus, Rassismus, Antiziganismus, antimusli-
mischem Rassismus und weiterer gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und Diskriminierung wird 
durch das Land entgegengewirkt.

(2) Die Prozesse in Absatz  1 Nummer  1 bis 3 können 
gleichzeitig oder nacheinander bestehen und sich wech-
selseitig bedingen.

§ 2
Teilhabe- und Integrationsgrundsätze

(1) Das Bewusstsein aller Menschen für gegenseitige Of-
fenheit, Toleranz, Respekt und Mitwirkungsbereitschaft 
ist zu fördern.

(2) Die interkulturelle Öffnung ist eine wichtige Grund-
lage für gelingende Teilhabe und Integration. Hierfür ist 
die interkulturelle Kompetenz der Menschen zu stärken. 

(3) Insbesondere im Rahmen von den §§  5, 10 und 12 
sind die Voraussetzungen zu schaffen, um die Organisati-
onen der Menschen mit Einwanderungsgeschichte in de-
mokratische Strukturen und Prozesse einzubinden und 
zu fördern.

(4) Insbesondere im Rahmen von §  7 werden Maßnah-
men gegen Antisemitismus, Antiziganismus, Rassismus, 
antimuslimischen Rassismus, Sexismus, Homo- und 
Transfeindlichkeit und gegen weitere Formen von grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit und Diskriminie-
rung fortentwickelt und gefördert.

(5) Integration hat die Identitäten von Menschen mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte zu berücksichtigen. 
Die Integrationspolitik des Landes unterstützt Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte. Unabhängig von Ein-
wanderungs- oder Aufenthaltsstatus unterstützt sie 
Menschen, die von rassistischer oder anderer Diskrimi-
nierung betroffen sind.

(6) Insbesondere im Rahmen von den §§ 8, 9 und 12 ist 
die Integration fördernde Infrastruktur auf Landes- und 
Kommunalebene zu verstetigen, zu fördern und weiter 
zu entwickeln.

(7) Das bürgerschaftliche Engagement für Teilhabe und 
Integration soll in allen Bereichen der Gesellschaft ge-
stärkt werden. Dabei ist auch auf gemeinsame Formen 
ehrenamtlichen Engagements insbesondere im Rahmen 
von den §§ 8 und 12 hinzuwirken.

(8) Die soziale, gesellschaftliche, kulturelle und poli-
tische Teilhabe von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte ist zu fördern, insbesondere nach den §§  10 
und 11 die Integration durch Bildung, die Integration 
durch Erwerb der deutschen Sprache, durch Ausbildung 
und Arbeit sowie die Integration in die Regelsysteme der 
Gesundheitsvorsorge und -fürsorge. 

(9) Die Medienkompetenz der Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte einschließlich des Zugangs zu digitalen 
Angeboten für ihre gesellschaftliche und politische Teil-
habe ist zu stärken.

(10) Die Einbürgerung derjenigen Ausländerinnen und 
Ausländer, die die Voraussetzungen dafür erfüllen, liegt 
im Interesse des Landes. Das Land bietet den Einbürge-
rungsbehörden und den Organisationen von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte nach § 12 Absatz 2 hierzu 
eine Zusammenarbeit an.

§ 3
Verwirklichung der Teilhabe- und 

Integrationsgrundsätze

(1) Die Behörden des Landes richten ihr Verwaltungs-
handeln an dem Teilhabe- und Integrationsverständnis 
nach § 1 und den Teilhabe- und Integrationsgrundsätzen 

nach §  2 aus. Die Gemeinden und Gemeindeverbände 
können sich im Rahmen der kommunalen Selbstverwal-
tung, ihrer jeweiligen fi nanziellen Leistungsfähigkeit 
und nach Maßgabe der Gesetze an den Inhalten der §§ 1 
und 2 orientieren.

(2) Jährlich stellt das Land durch das für Integration 
 zuständige Ministerium zur Förderung der landeswei-
ten  integrationspolitischen Infrastruktur in Nordrhein-
Westfalen Mittel in Höhe von mindestens 130 000 000 
Euro zur Verfügung. Daraus sind die Kommunalen In-
tegrationszentren, das Kommunale Integrationsmanage-
ment, die Integrationspauschalen des Landes, die In-
tegrationsagenturen und Servicestellen zur Antidiskri-
minierung, ausgewählte Organisationen von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte und weitere institutionelle 
Förderungen zu fi nanzieren. Ab dem Jahr 2023 erfolgt 
eine Fortschreibung des Jahresansatzes nach Satz 1 ent-
sprechend der Tarifsteigerung der Bekanntmachung des 
für Finanzen zuständigen Ministeriums „Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst der Länder vom 12. Oktober 
2006“ vom 8. November 2006 (MBl. NRW. S.  696) zu 
80  Prozent und der Verbraucherpreisindexentwicklung 
für Wohnung, Wasser, Strom, Gas und andere Brennstoffe 
gemäß Verbraucherpreisindex für Deutschland des Sta-
tistischen Bundesamtes zu 20 Prozent. Die Aufteilung 
der Mittel ergibt sich aus dem Gesetz über die Fest-
stellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Das für Integration zuständige Ministerium fördert 
themenspezifi sche sowie innovative Vorhaben und Pro-
jekte zur Fortentwicklung von Teilhabe und Integration.

(4) Die Gemeinden erhalten bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben nach § 15 Unterstützung seitens des Landes durch 
Integrationspauschalen nach § 17. 

(5) Ein Anspruch einzelner Gemeinden und Gemeinde-
verbände, einzelner Träger der Wohlfahrtspfl ege, einzel-
ner freier Träger oder sonstiger integrationspolitischer 
Akteure auf Mittel nach den Absätzen 2 und 3 besteht 
nicht. Subjektiv-öffentliche Rechte werden mit diesem 
Gesetz nicht begründet. Die Integrationspauschalen 
nach § 17 sind davon ausgenommen. Die Durchführung 
von Integrationsmaßnahmen der Gemeinden und Ge-
meindeverbände nach diesem Gesetz ist mit Ausnahme 
der Aufnahme und Betreuung besonderer Einwanderer-
gruppen gemäß § 15 wie bisher eine freiwillige Aufgabe.

(6) Das Land fördert gezielt die interkulturelle Kompe-
tenz seiner Beschäftigten mit dem Ziel, sie in die Lage zu 
versetzen,

1.  diskriminierungsfrei, diversitätsbewusst und kultur-
sensibel zu handeln und 

2.  im Rahmen ihrer jeweiligen Tätigkeit auf die Realisie-
rung von Teilhabe- und Chancengerechtigkeit hinzu-
wirken und Diskriminierungen und Ausgrenzungen 
entgegenzuwirken.

Auf die verbindliche Berücksichtigung von interkul-
tureller Kompetenz und Rassismussensibilität ist im 
Rahmen von Aus-, Fort- und berufl icher Weiterbildung 
der Beschäftigten hinzuwirken.

(7) Integrationsspezifi sche Entscheidungen und konzep-
tionelle Entwicklungen sollen den verschiedenen Le-
benssituationen und Bedarfen der Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte Rechnung tragen. Dabei sind ins-
besondere unterschiedliche Auswirkungen auf die 
Geschlechter und sexuellen Identitäten und die spezifi -
schen Bedürfnisse von Familien, älteren Menschen, Men-
schen mit Behinderung und von Kindern und Jugendli-
chen mit Einwanderungsgeschichte auch unter Berück-
sichtigung von Mehrfachdiskriminierungen zu beachten 
sowie Bereiche wie Tod und Bestattungen miteinzubezie-
hen. Landesgeförderte integrations- und teilhabebezo-
gene Angebote richten sich grundsätzlich an alle Men-
schen, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus. Eine 
Ausrichtung der Landesförderung auf besondere Ziel-
gruppen mit Einwanderungsgeschichte ist bei Vorliegen 
besonderer Sachgründe zulässig.

(8) Das Land schafft und unterstützt in seinem Zustän-
digkeitsbereich fach- und bereichsübergreifende Struk-
turen und Maßnahmen zur Realisierung von Chancen-
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gerechtigkeit und zur umfassenden Teilhabe nach §  1 
Absatz 1 Nummer 2.

(9) Es ist insbesondere durch Bildungs- und Erziehungs-
einrichtungen die Vermittlung wichtiger Kenntnisse und 
Fähigkeiten für Teilhabe und Integration im Sinne des 
§ 1 zu fördern.

(10) Die Landesregierung richtet beim für Integration 
zuständigen Ministerium einen Beirat für Teilhabe und 
Integration ein. Dieser berät und unterstützt das Land 
bei integrationspolitischen Fragestellungen. Die für Inte-
gration zuständige Ministerin oder der für Integration 
zuständige Minister hat den Vorsitz. Für den Beirat für 
Teilhabe und Integration wird eine Geschäftsstelle beim 
für Integration zuständigen Ministerium eingerichtet. 
Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 4
Menschen mit Einwanderungsgeschichte

Menschen mit Einwanderungsgeschichte im Sinne dieses 
Gesetzes sind

1.  Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikel 116 
Absatz  1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland sind oder

2.   außerhalb des heutigen Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland geborene und nach dem 31. Dezember 
1955 nach Deutschland eingewanderte Personen oder

3.   Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die Kri-
terien der Nummer 2 erfüllt.

Teil 2
Aufgaben des Landes

§ 5
Teilhabe in Gremien

In allen Gremien des Landes, die einen Bezug zu Be-
langen der Menschen mit Einwanderungsgeschichte auf-
weisen, sollen Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
angemessen vertreten sein. Dabei ist §  12 des Landes-
gleichstellungsgesetzes vom 9. November 1999 (GV. NRW. 
S.  590), das zuletzt durch Artikel  16 des Gesetzes vom 
23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert worden ist, zu 
beachten.

§ 6
Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung

(1) Die Landesverwaltung wird zur Stärkung ihrer 
Handlungsfähigkeit interkulturell weiter geöffnet. Dies 
umfasst insbesondere die Etablierung einer verbesserten 
Verwaltungsstruktur, Verwaltungskultur und Organisati-
onsentwicklung, die die Vielfalt in der Gesellschaft be-
rücksichtigen. 

(2) Das Land fördert im Rahmen der Aus-, Fort- und be-
rufl ichen Weiterbildung den Erwerb und Zuwachs inter-
kultureller Kompetenz nach § 2 Absatz 2 Satz 2 und § 3 
Absatz 6. 

(3) Im Rahmen der interkulturellen Öffnung wird die 
Erhöhung des Anteils der Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte im öffentlichen Dienst des Landes ange-
strebt. Langfristig soll sich die Vielfalt der Gesellschaft 
Nordrhein-Westfalens in der Verwaltung widerspiegeln. 

(4) Das Land wirbt bei außerhalb der Landesverwaltung 
stehenden Institutionen für die Verwirklichung der inter-
kulturellen Öffnung.

(5) Die von den Bezirksregierungen bestellten Integrati-
onsbeauftragten unterstützen diese dabei, integrations-
fördernde Aspekte im Rahmen der Aufgabenwahrneh-
mung zu berücksichtigen, und wirken bei der Umsetzung 
der Maßnahmen zur Integration sowie solchen, die Aus-
wirkungen auf Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
haben oder haben können, mit.

(6) Die Förderung der interkulturellen Kompetenz soll 
in  staatlichen, soweit sie dem Landesrecht unterliegen, 
und in landesgeförderten Aus-, Fort- und berufl ichen 
Weiterbildungsangeboten aufgenommen und ausgebaut 
werden. 

§ 7

Antidiskriminierung

(1) Das Land ergreift Maßnahmen, die darauf gerichtet 
und geeignet sind, Diskriminierungen zu verhindern und 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit entgegenzu-
wirken und das Empowerment von Betroffenen zu un-
terstützen. Dabei fördert es Beratungsstrukturen, Maß-
nahmen und Projekte, die in Diskriminierungsfällen 
 begleiten und unterstützen und sich für eine diskrimi-
nierungsfreie Gesellschaft einsetzen. Das Land räumt 
präventiven Maßnahmen zur Verhinderung von Diskri-
minierung und Mehrfachdiskriminierung Vorrang ein. 
Das Land kann wissenschaftliche Untersuchungen zu 
Diskriminierungen, auch merkmalsübergreifend, ihren 
Ursachen und Folgen, insbesondere zur Identifi kation in-
stitutioneller und struktureller Diskriminierungsrisiken 
und deren Abbau unterstützen; ein Rechtsanspruch hier-
auf besteht nicht.

(2) Innerhalb der Zuständigkeitsbereiche der obersten 
Landesbehörden wird für alle Menschen ein Beschwer-
demanagement vorgehalten, welches beim Vorbringen 
von Diskriminierungen durch Behörden des Landes 
Nordrhein-Westfalen zur Anwendung kommt. Dies um-
fasst die Benennung einer Ansprechperson, wenn die Ef-
fektivität des Beschwerdemanagements nicht auf einem 
anderen Wege sichergestellt wird. Der Regelungsbereich 
weiterer landes- oder bundesrechtlicher Bestimmungen 
bleibt dabei unberührt, insbesondere der des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes vom 14. August 2006 
(BGBl. I S. 1897) in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Das Land wirkt darauf hin, dass in den Ausbildungs-
fachrichtungen der öffentlichen Verwaltung des Landes 
sowie im Rahmen von Fort- und berufl ichen Weiterbil-
dungen des Landes das Thema Diskriminierungsschutz, 
auch merkmalsübergreifend, berücksichtigt wird.

§ 8

Kommunale Integrationszentren

(1) Das Land fördert auf der Grundlage entsprechender 
Verwaltungsvorschriften Kommunale Integrationszent-
ren in Kreisen und kreisfreien Städten, die über ein Inte-
grationskonzept verfügen. Das Integrationskonzept soll 
die Zusammenarbeit und Abstimmung mit freien Trä-
gern vorsehen. Damit sollen im Einvernehmen mit den 
Gemeinden

1.   Angebote im Elementarbereich, in der Schule und 
beim Übergang von der Schule in den Beruf in Zu-
sammenarbeit mit den unteren Schulaufsichtsbehör-
den unterstützt werden, um die Bildungschancen von 
Kindern und Jugendlichen mit Einwanderungsge-
schichte zu verbessern,

2.   die auf die Integration und das Zusammenleben in 
Vielfalt bezogenen Aktivitäten und Angebote der 
kommunalen Ämter und Einrichtungen sowie der 
freien Träger vor Ort koordiniert werden;

3.   die ehrenamtlichen Angebote in den Kommunen, ins-
besondere für gefl üchtete Menschen und weitere Neu-
eingewanderte koordiniert und unterstützt werden. 

(2) Die Kommunalen Integrationszentren machen ergän-
zende Angebote zur Qualifi zierung der Beschäftigten in 
Kindertageseinrichtungen, Schulen und sonstigen Bil-
dungseinrichtungen hinsichtlich einer Förderung von 
Kindern und Jugendlichen mit Einwanderungsge-
schichte sowie einer Zusammenarbeit mit den zugewan-
derten Eltern.

(3) Das Land berät und begleitet die in den kreisfreien 
Städten und Kreisen eingerichteten Kommunalen In-
tegrationszentren und stellt den Informationsaustausch 
sicher. Hierzu stimmen sich das für Integration zustän-
dige Ministerium und das für Schule zuständige Ministe-
rium ab. 

(4) Für Integrationsprojekte mit landesweiter Bedeutung 
kann das Land im Einvernehmen mit den betroffenen 
Kommunen die Strukturen der Kommunalen Integra-
tionszentren nutzen.
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§ 9
Förderung Kommunales Integrationsmanagement

(1) Das Land fördert auf Basis des nordrhein-westfäli-
schen Zuwendungsrechts zur strukturellen Stärkung 
und Weiterentwicklung der kommunalen Selbstverwal-
tung das Instrument des Kommunalen Integrationsma-
nagements. Dieses umfasst effektive Strukturen der Zu-
sammenarbeit aller auf kommunaler Ebene vorhandenen 
Ämter, Behörden und Träger, die Dienstleistungen zur 
Integration von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
erbringen, sowie individuelle und lebenslagenbezogene 
Beratungsangebote, insbesondere für gefl üchtete, gedul-
dete und andere neu eingewanderte Menschen. Zielset-
zung ist die Unterstützung einer integrierten und rechts-
kreisübergreifenden kommunalen Steuerung der örtli-
chen Einwanderungs- und Integrationsprozesse unter 
Berücksichtigung des Teilhabe- und Integrationsver-
ständnisses nach §  1. Die Landesförderung richtet sich 
an die Kreise und kreisfreien Städte, die ein Kommuna-
les Integrationszentrum nach § 8 eingerichtet haben.

(2) Im Rahmen der Förderung ist die Einbeziehung der 
kreisangehörigen Gemeinden besonders zu berücksich-
tigen und festzulegen, wie die Kreise zur Stärkung der 
interkommunalen Zusammenarbeit auf der Grundlage 
eines gemeinsamen Integrationskonzepts mit ihren kreis-
angehörigen Gemeinden zusammenwirken. Eine Weiter-
gabe von Mitteln durch die Kreise an ausgewählte kreis-
angehörige Gemeinden ist entsprechend den Förder-
grundsätzen möglich.

(3) Auf anderen Rechtsvorschriften beruhende Leistun-
gen werden durch die Förderung nach den Absätzen 1 
und 2 nicht berührt.

(4) Die Verwendung der Landesförderung nach den Ab-
sätzen 1 und 2 für Vorhaben, die bereits durch Mittel der 
Europäischen Union, des Bundes, des Landes Nordrhein-
Westfalen oder weiterer Dritter abgedeckt sind, ist nicht 
zulässig.

§ 10
Integration durch Bildung

(1) Das Land wirkt auf die Verwirklichung chancenge-
rechter Bildungsteilhabe und verzahnter Angebote für 
ein lebenslanges Lernen der Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte in den Bereichen frühkindlicher Bil-
dung, schulischer und außerschulischer Bildung, Kultu-
reller Bildung, Weiterbildung und hochschulischer Bil-
dung in seiner gesamten Breite hin. Das Land erkennt 
Mehrsprachigkeit als wichtiges Potential für die kultu-
relle, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung 
Nordrhein-Westfalens und für die Förderung chancenge-
rechter Bildungsteilhabe im Sinne dieses Gesetzes an. 

(2) Bildung nach Absatz  1 ist im Sinne dieses Gesetzes 
als ein umfassender Prozess des Erwerbs von Wissen und 
Fähigkeiten verknüpft mit der Entwicklung der Persön-
lichkeit in Auseinandersetzung mit sich und der Umwelt 
zu verstehen. Bildungsprozesse fi nden an vielen Orten 
statt, sie sind nicht an die Grenzen institutioneller Zu-
ständigkeit gebunden. Neben den formalisierten Prozes-
sen sollen die non-formalen und informellen Bildungs-
prozesse bei Menschen mit Einwanderungsgeschichte bei 
spezifi schen Maßnahmeangeboten an sie berücksichtigt 
werden. 

(3) Der Zugang zu Bildung ist ein Menschenrecht und 
gilt entsprechend für die Kinder Asylsuchender in den 
Zentralen Unterbringungseinrichtungen (ZUE) des Lan-
des. Nordrhein-Westfalen kommt dem Recht auf Bildung 
der Kinder Asylsuchender für die Dauer des Aufenthalts 
in einer Zentralen Unterbringungseinrichtung (ZUE) 
durch ein schulnahes Bildungsangebot nach. Das Land 
gewährleistet nach den Bestimmungen des Schulgesetzes 
NRW in der jeweils geltenden Fassung den schnellstmög-
lichen Zugang zu einer Regelschule.

(4) Das Land fördert zur Verwirklichung der Zielsetzung 
nach Absatz 1 Netzwerkstrukturen der Eltern- und Leh-
rermitwirkung, die eng mit den Kommunalen Integra-
tionszentren nach § 8 zusammenwirken sollen.

(5) Weitergehende Regelungen des Landes, insbesondere 
das Kinderbildungsgesetz vom 3. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 894, ber. 2020 S. 77) und das Schulgesetz NRW 

vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) jeweils in der je-
weils geltenden Fassung, bleiben unberührt.

§ 11
Integration durch Erwerb der deutschen Sprache, 

Ausbildung und Arbeit

(1) Die Teilhabe am Arbeitsmarkt ist wesentlich für eine 
gelingende Integration. Das Land fördert daher alle Be-
strebungen und Maßnahmen, die zu einer optimalen 
Nutzung der gesetzlichen, auf die berufl iche Integration 
der Menschen mit Einwanderungsgeschichte abzielenden 
Instrumente der entsprechenden Gesetze auf Bundes- 
und Landesebene, des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
– Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 
2094), das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 
10. März 2021 (BGBl. I S. 335) geändert worden ist, und 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung 
– (Artikel  1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl.  I 
S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. April 2021 (BGBl. I S. 802) geändert worden ist, bei-
tragen. Die interkulturelle Öffnung des Arbeitsmarktes 
ist zu unterstützen.

(2) Das Land setzt sich mit den Akteuren der Arbeits-
marktförderung, der Berufsbildung und unter Nutzung 
der regionalen Arbeitsansätze zur Integration in Beruf 
und Arbeit dafür ein, die Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsfähigkeit der Menschen mit Einwanderungsge-
schichte potenzialorientiert und geschlechterdifferen-
ziert zu stärken. Sprachkenntnisse sind eine wesentliche 
Voraussetzung für die erfolgreiche Teilhabe an Qualifi -
zierung, Ausbildung und Arbeit. Das Erlernen der deut-
schen Sprache ist dabei von zentraler Bedeutung und 
wird daher gefördert, ebenso wie die Ermittlung und An-
erkennung informeller und non-formaler Kompetenzen 
wie Mehrsprachigkeit. Im Zuständigkeitsbereich des 
Landes liegende Strukturen und Verfahren zur Anerken-
nung von im Ausland erworbenen formalen Bildungs- 
und Berufsabschlüssen sind zu fördern und zu verbes-
sern.

(3) In den durch das Land geregelten ausbildungs- und 
beschäftigungsfördernden Gremien wird ein besonderer 
Schwerpunkt auf die Beachtung und die Umsetzung der 
Regelungen zu Teilhabe und Integration nach den §§  1 
bis 3 gelegt. Dabei ist eine angemessene Vertretung der 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte sicherzustellen.

(4) Das Land arbeitet mit den Organisationen der Wirt-
schaft, den Gewerkschaften, der Bundesagentur für Ar-
beit, den Kommunalen Spitzenverbänden und den Spit-
zenverbänden der Freien Wohlfahrtspfl ege zusammen, 
um durch ein übergreifendes Konzept für Nordrhein-
Westfalen individuelle Teilhabe- und Integrationspro-
zesse durch Erwerb der deutschen Sprache und Bildung 
neben der Ausübung der Berufstätigkeit zu befördern.

§ 12
Integrationsmaßnahmen freier Träger

(1) Das Land strebt eine enge Zusammenarbeit mit den 
freien Trägern an. Zu den freien Trägern zählen nach 
diesem Gesetz insbesondere die Freie Wohlfahrtspfl ege 
und die Organisationen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte. Landesgeförderte freie Träger sollen bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben partnerschaftlich mit 
weiteren Trägern zusammenwirken.

(2) Das Land fördert insbesondere die Integrationsagen-
turen und ausgewählte Organisationen von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte. Darüber hinaus fördert 
das Land Angebote von Trägern, die

1.   sich auf die Integration und die altersangemessene 
gesellschaftliche Partizipation junger Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte beziehen,

2.   Menschen mit Einwanderungsgeschichte in ihrer 
Rolle als Verbraucherinnen und Verbraucher im 
Marktgeschehen stärken und die interkulturelle Öff-
nung der Verbraucherberatung und Verbraucherbil-
dung voranbringen oder

3.   sonstige aus Landessicht wesentliche integrationspo-
litische Vorhaben zum Inhalt haben.
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(3) Der interreligiöse Dialog wird gefördert. Das Land 
stärkt die Zusammenarbeit mit den zivilgesellschaftlich 
und religiös ausgerichteten Zusammenschlüssen musli-
mischer, alevitischer und anderer Prägung und richtet 
diese über den Dialog hinaus stärker handlungsorien-
tiert aus. Hierzu wird das zivilgesellschaftliche Engage-
ment von Vereinen, Verbänden und Initiativen muslimi-
scher, alevitischer und anderer Prägung gefördert.

§ 13
Vertretung auf Landesebene

(1) Das Land fördert die Arbeit der von den kommuna-
len Integrationsräten und Integrationsausschüssen gebil-
deten Vertretung der Menschen mit Einwanderungs-
geschichte auf Landesebene, den Landesintegrationsrat 
Nordrhein-Westfalen, durch fi nanzielle Zuwendungen.

(2) Das Land hört die Vertretungen der Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte bei der Erfüllung der Integra-
tionsaufgaben an.

(3) Bei dem für Vertriebenen- und Aussiedlerfragen zu-
ständigen Ministerium wird ein Landesbeirat für Vertrie-
benen-, Flüchtlings- und Spätaussiedlerfragen gebildet.

(4) Das Nähere zu Absatz 3 regelt das für Vertriebenen- 
und Aussiedlerfragen zuständige Ministerium nach An-
hörung des für Integration und des für Kultur zuständi-
gen Ausschusses des Landtags durch Rechtsverordnung.

Teil 3
Aufnahme besonderer Einwanderergruppen

§ 14
Personenkreis

Neu eingewanderte Personen im Sinne der §§ 15 bis 17 
sind:

1.  Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler im Sinne von 
§ 4 Absatz 1 und 2 des Bundesvertriebenengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 
2007 (BGBl.  I S. 1902), das zuletzt durch Artikel 162 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl.  I S.  1328) 
geändert worden ist, und deren Familienangehörige 
im Sinne von § 7 Absatz 2 des Bundesvertriebenenge-
setzes,

2.   Eingewanderte, die als Ausländerinnen oder als Aus-
länder mit einer oder einem Spätausgesiedelten im 
Aufnahmeverfahren eingereist, vom Bundesverwal-
tungsamt registriert und verteilt worden sind,

3.   Ausländerinnen und Ausländer im Sinne von § 23 Ab-
satz 2 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), 
das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2020 (BGBl. I S. 2855) geändert worden ist,

4.   Schutzsuchende im Sinne von § 23 Absatz 4 des Auf-
enthaltsgesetzes sowie

5.   Ausländerinnen und Ausländer im Sinne von § 22 des 
Aufenthaltsgesetzes.

§ 15
Aufgaben und Ziele

(1) Den Gemeinden obliegen die Aufgaben der Auf-
nahme und Betreuung der neu eingewanderten Personen. 
Sie nehmen diese Aufgaben als Pfl ichtaufgaben zur Er-
füllung nach Weisung wahr.

(2) Im Rahmen der Erfüllung dieser Aufgaben sind ins-
besondere zu berücksichtigen:

1.  die Bedürfnisse der aufgenommenen Personen ein-
schließlich des Bedarfes an spezifi scher Beratung und 
Begleitung und

2.   die Möglichkeiten der aufnehmenden Gemeinden, 
Einrichtungen und freien Träger der Integrations-
arbeit vor Ort.

(3) Die Gemeinden sollen die neu eingewanderten Perso-
nen nach ihrer Aufnahme vorrangig in endgültigen 
Wohnraum vermitteln. Ist eine Versorgung mit endgülti-
gem Wohnraum im Zeitpunkt der Wohnsitznahme nicht 
möglich, stellt die aufnehmende Gemeinde im Rahmen 

der Maßnahmen zur Unterstützung der Integration eine 
angemessene Unterkunft für einen vorübergehenden 
Zeitraum zur Verfügung, es sei denn, die Unmöglichkeit 
der Begründung eines Mietverhältnisses ist von den neu 
eingewanderten Personen zu vertreten.

(4) Die nach §  16 zuständige Landesbehörde, die auf-
nehmenden Gemeinden und die freien Träger der In-
tegrationsarbeit vor Ort arbeiten zur Erreichung der in 
den Absätzen 1 und 2 bestimmten Ziele vertrauensvoll 
im Interesse der neu eingewanderten Personen zusam-
men.

§ 16
Verteilung, Zuweisung und Unterrichtungsrecht

(1) Über die Verteilung und Zuweisung nach den Vor-
schriften des Aufenthaltsgesetzes der Personen nach § 14 
Nummer 3 bis 5 an die Gemeinden entscheidet das Kom-
petenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung 
Arnsberg nach pfl ichtgemäßem Ermessen. Das Kompe-
tenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung 
Arnsberg koordiniert die Verteilung und Aufnahme der 
Personen mit den beteiligten Bundesbehörden, mit der 
Erstaufnahmeeinrichtung des Bundes und den Gemein-
den des Landes.

(2) Das Kompetenzzentrum für Integration bei der Be-
zirksregierung Arnsberg koordiniert die Verteilung und 
Aufnahme der Personen nach § 14 Nummer 1 und 2 mit 
der Erstaufnahmeeinrichtung des Bundes und den Ge-
meinden des Landes. Dabei sind insbesondere zu be-
rücksichtigen:

1.   die Aufnahmesituation der Gemeinde,

2.   die verwandtschaftliche Beziehung und der Wohnort-
wunsch der betroffenen Person,

3.   die Integrations-, Betreuungs- und Beschäftigungs-
möglichkeit vor Ort und

4.   die gleichmäßige Verteilung im Land.

(3) Dem für Integration zuständigen Ministerium als 
oberste Aufsichtsbehörde steht gegenüber den Gemein-
den ein Unterrichtungsrecht hinsichtlich der Zuweisun-
gen sowie der Integrationsmaßnahmen und Integrations-
vorhaben zu. Die Gemeinden sind auch verpfl ichtet, für 
die Zwecke der Integrationsplanung und Gewährung der 
Integrationspauschalen erforderliche Auskünfte zu er-
teilen.

§ 17
Integrationspauschalen

(1) Für die Aufnahme und Betreuung nach § 15 Absatz 1 
der neu eingewanderten Personen gewährt das Land den 
Gemeinden Integrationspauschalen. Für die Dauer von 
zwei Jahren ab dem Datum der Einreise erhalten die Ge-
meinden für jede nach § 15 aufgenommene Person eine 
Vierteljahrespauschale in Höhe von 300  Euro. Dabei 
werden auch die im Zeitraum von zwei Jahren ab Ein-
reise der Mutter in Deutschland geborenen Kinder für 
eine Dauer von zwei Jahren ab Geburt berücksichtigt.

(2) Zuständig für die Festsetzung und die Auszahlung 
der Integrationspauschalen ist das Kompetenzzentrum 
für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg. 

(3) Das Verfahren zur Gewährung der Integrations-
pauschalen regelt das für Integration zuständige Mi-
nisterium im Einvernehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium durch Rechtsverordnung. Die 
 Verordnungsermächtigung erstreckt sich auch auf die 
Änderung der in Absatz 1 festgelegten Pauschalenhöhe.

(4) Das Kompetenzzentrum für Integration bei der Be-
zirksregierung Arnsberg, die Gemeinden und die Aus-
länderbehörden dürfen, soweit es für die Gewährung der 
Integrationspauschale erforderlich ist, folgende perso-
nenbezogene Daten erheben, verarbeiten und unter-
einander übermitteln:

1.  Familienname, Geburtsname, Vornamen, Schreibweise 
der Namen nach deutschem Recht, Familienstand, Ge-
burtsdatum, Geburtsort und -bezirk, Sterbedatum, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeiten,
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2.   Datum der Einreise in die Bundesrepublik Deutsch-
land, Angaben zum Aufenthaltsstatus,

3.   derzeitige und frühere Anschriften, Einzugsdatum, 
Auszugsdatum, Datum des letzten Wegzugs aus einer 
Wohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs 
aus dem Ausland und

4.   Abkömmlinge.

(5) Die Gemeinden berichten dem Kompetenzzentrum 
für Integration bei der Bezirksregierung Arnsberg ein-
mal jährlich über die Verwendung der Mittel. Das Kom-
petenzzentrum für Integration bei der Bezirksregierung 
Arnsberg trifft im Benehmen mit dem für Integration zu-
ständigen Ministerium Regelungen über die Ausgestal-
tung der Berichterstattung.

§ 18
Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 2019

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände setzen die 
Zuweisungen nach § 14c Absatz 1 bis 3 sowie Absatz 4 
Satz  1 des Teilhabe- und Integrationsgesetzes vom 
14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), das zuletzt durch Ar-
tikel  21 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S.  218b) geändert worden ist, für den Zeitraum vom 
1. Januar 2019 bis spätestens zum 30. November 2022 für 
Maßnahmen ein, die nicht bereits aus dem Gesetz über 
die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge 
zu fi nanzieren sind.

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben dem 
Kompetenzzentrum für Integration bei der Bezirksregie-
rung Arnsberg bis zum 31. März 2023 über die Verwen-
dung der Mittel nach §  14c des Teilhabe- und Integra-
tionsgesetzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), das 
zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S.  218b) geändert worden ist, zu berichten 
und ein Testat durch die zuständige Hauptverwaltungs-
beamtin oder den zuständigen Hauptverwaltungsbeam-
ten oder die Kämmerin oder den Kämmerer vorzulegen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gehen dem § 14c Absatz 5 Satz 1 
und 4 des Teilhabe- und Integrationsgesetzes vom 14. Fe-
bruar 2012 (GV. NRW. S. 97), das zuletzt durch Artikel 21 
des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) ge-
ändert worden ist, vor. 

Teil 4
Schlussvorschriften

§ 19
Landesbericht für Teilhabe und Integration 

sowie Statistik

(1) Die Landesregierung legt dem Landtag alle fünf 
Jahre einen Teilhabe- und Integrationsbericht vor, der 
die Bevölkerungsentwicklung unter besonderer Berück-
sichtigung der Einwanderung (Einwanderungsmonito-
ring), den Stand der Integration von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte auf der Grundlage von Zielen 
und Indikatoren (Integrationsmonitoring) sowie die teil-
habe- und integrationspolitischen Maßnahmen und Leis-
tungen des Landes in umfassender Weise dokumentiert 
und bewertet.

(2) Das Prinzip des Gender Mainstreaming soll sowohl 
bei der Erstellung von Statistiken wie auch im Kontext 
der Erarbeitung von Indikatoren nach Absatz 1 beachtet 
werden.

(3) Jährlich werden eine kommentierte Einwanderungs- 
und Integrationsstatistik veröffentlicht sowie statistische 
Informationen für die Kommunen bereitgestellt.

(4) Das Land unterstützt Kreise, kreisfreie Städte und 
Gemeinden beim Aufbau eines lokalen und regionalen 
Einwanderungs- und Integrationsmonitorings. 

§ 20
Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Evaluation

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 
1. Januar 2022 in Kraft. § 18 tritt am 1. Dezember 2021 
in Kraft. 

(2) Das Teilhabe- und Integrationsgesetz vom 14. Feb-
ruar 2012 (GV. NRW. S. 97), das zuletzt durch Artikel 21 
des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) ge-
ändert worden ist, tritt vorbehaltlich des Satzes 2 mit 
Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft. Die §§  14a 
und 14c des Teilhabe- und Integrationsgesetzes vom 
14.  Februar 2012 (GV. NRW. S.  97), das zuletzt durch 
 Artikel  21 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S.  218b) geändert worden ist, treten am 31. Dezember 
2023 außer Kraft.

(3) Die Landesregierung überprüft unter Einbeziehung 
der Kommunalen Spitzenverbände, der Wissenschaft und 
der an der Teilhabe und Integration beteiligten Verbände 
und Organisationen die Auswirkungen und Ziele dieses 
Gesetzes und berichtet hierzu dem Landtag bis zum 
31.  Dezember 2025. Der Landesbeirat für Teilhabe und 
Integration nach § 3 Absatz 10 ist einzubeziehen.

Düsseldorf, den 25. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen
Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Zugleich für den Minister für Bundes- und 
 Europaangelegenheiten sowie Internationales

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Die Ministerin für Verkeh

Ina  B r a n d e s

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
Zugleich für die Ministerin für Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2021 S. 1213a
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7111

Verordnung über die Anerkennung als 
 Schießstandsachverständige des 

Landes Nordrhein-Westfalen 
(Schießstandsachverständigen-AnerkennungsVO)

Vom 23. November 2021

Auf Grund des §  27a Absatz  4 des Waffengesetzes vom 
11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), 
der durch Artikel  1 Nummer  14a des Gesetzes vom 
17.  Februar 2020 (BGBl.  I S.  166) eingefügt worden ist, 
verordnet die Landesregierung:

§ 1 

Schießstandsachverständige

(1) Schießstandsachverständige im Sinne von § 27a Ab-
satz 1 des Waffengesetzes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I 
S.  3970, 4592; 2003 I S.  1957) in der jeweils geltenden 
Fassung sind

1.  öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige 
für das Fachgebiet „Sicherheit von nichtmilitärischen 
Schießständen“, die auf der Grundlage der in §  27a 
Absatz 3 des Waffengesetzes genannten Schießstand-
richtlinien des Bundesministeriums des Innern vom 
23. Juli 2012 (BAnz AT 23.10.2012 B2) in der jeweils 
geltenden Fassung, im Folgenden Schießstandricht-
linien, von Lehrgangsträgern ausgebildet sind und 
durch eine Prüfung hinreichende Kenntnisse der 
Schießstandrichtlinien nachgewiesen haben,

2.  auf der Basis polizeilicher oder militärischer Regelun-
gen als Schießstandsachverständige ausgebildete Per-
sonen, die durch eine Prüfung hinreichende Kennt-
nisse der Schießstandrichtlinien nachgewiesen haben 
und auf der Grundlage der Schießstandrichtlinien re-
gelmäßig fortgebildet wurden oder 

3.  auf Grund dieser Verordnung als Schießstandsachver-
ständige anerkannte Personen oder diesen gemäß § 4 
gleichgestellte Personen.

(2) Eine Liste aller Schießstandsachverständigen nach 
Absatz 1 Nummer 3 ist durch die zuständige Behörde zu 
veröffentlichen. Auf Antrag werden auch die Schieß-
standsachverständigen nach Absatz  1 Nummer  1 und 2 
aufgenommen.

§ 2 

Regelungsbereich, Bestellung

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, regelt diese Ver-
ordnung die Anerkennung als Schießstandsachverstän-
dige im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 3. 

(2) Eine Bestellung nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 darf er-
folgen, wenn die fachlichen Bestellungsvoraussetzungen 
auf dem Sachgebiet „Sicherheit von nichtmilitärischen 
Schießstätten“ in einer Prüfung nachgewiesen worden 
sind. Die fachlichen Bestellungsvoraussetzungen ergeben 
sich aus dem vom Institut für Sachverständigenwesen 
e.V. in Köln herausgegebenen Dokument „Sicherheit von 
nichtmilitärischen Schießständen“ aus Juni 1997, das zu-
letzt im April 2013 geändert worden ist (https://ifsforum.
de/fi leadmin/bestellungsvoraussetzungen/6930.pdf). § 16 
der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung vom 27. Okto-
ber 2003 (BGBl.  I S.  2123), die zuletzt durch Artikel  1 
der Verordnung vom 1. September 2020 (BGBl. I S. 1977) 
geändert worden ist, fi ndet entsprechende Anwendung. 

§ 3

Anerkennungsvoraussetzungen

(1) Als Schießstandsachverständige im Sinne von §  1 
Absatz 1 Nummer 3 werden Personen anerkannt, die

1.  die erforderliche Zuverlässigkeit gemäß § 5 des Waf-
fengesetzes und die persönliche Eignung gemäß §  6 
des Waffengesetzes besitzen,

2.  hinreichende Kenntnisse gemäß Absatz 3 nachgewie-
sen haben,

3.  das Vorliegen einer Haftpfl ichtversicherung in Höhe 
von 1 Million Euro, pauschal für Personen-, Sach- 
und Vermögensschäden, nachgewiesen haben und 

4.  eine Erklärung abgeben, in geordneten wirtschaftli-
chen Verhältnissen zu leben.

(2) Absatz 1 Nummer 1 wird auf Antrag der zuständigen 
Behörde durch die für den Wohnort zuständige Waffenbe-
hörde geprüft. Die für den Wohnort zuständige Waffenbe-
hörde hat die nach § 1 Absatz 1 Nummer 3 anerkannten 
Schießstandsachverständigen in regelmäßigen Abstän-
den, mindestens jedoch nach Ablauf von drei Jahren, er-
neut auf ihre Zuverlässigkeit und ihre persönliche Eig-
nung zu prüfen. Dies ist nicht erforderlich, sofern eine 
Zuverlässigkeits- und Eignungsprüfung bereits aufgrund 
von § 4 Absatz 3 des Waffengesetzes erfolgt. Die zustän-
dige Behörde ist über das Ergebnis zu informieren.

(3) Hinreichende Kenntnisse im Sinne von Absatz  1 
Nummer  2 werden nachgewiesen, soweit in dieser Ver-
ordnung nichts anderes geregelt ist, durch

1.  die Teilnahme an einem zugelassenen Ausbildungs-
lehrgang gemäß § 5,

2.  das Bestehen der Prüfung gemäß § 6 und

3.  eine mindestens einjährige praktische Tätigkeit ge-
mäß § 14.

§ 4 
Gleichstellung

Den nach dieser Verordnung anerkannten Schießstand-
sachverständigen gleichgestellt sind in anderen Bundes-
ländern anerkannte Schießstandsachverständige, sofern 
die jeweiligen Anerkennungsvoraussetzungen mit denen 
aus dieser Verordnung vergleichbar sind. Die zuständige 
Behörde stellt die Vergleichbarkeit der Anerkennungs-
voraussetzungen fest und hierüber eine Bescheinigung 
aus. 

§ 5
Ausbildungslehrgang

(1) In dem Ausbildungslehrgang für die Anerkennung 
als Schießstandsachverständige sind die in der Anlage zu 
dieser Verordnung niedergelegten Ausbildungsinhalte zu 
vermitteln. Ein Lehrgang umfasst mindestens 100 Unter-
richtseinheiten. Eine Unterrichtseinheit hat die Dauer 
von 45 Minuten. Die Verteilung der Unterrichtseinheiten 
auf die einzelnen Ausbildungsinhalte ergibt sich aus der 
Anlage zu dieser Verordnung.

(2) Die Zulassung eines Ausbildungslehrgangs ist von 
dem Lehrgangsträger mindestens drei Monate vor dessen 
Beginn bei der zuständigen Behörde zu beantragen. Der 
Antrag muss die Tatsachen enthalten, die darauf schlie-
ßen lassen, dass die Voraussetzungen nach Satz 3 erfüllt 
sind. Die Behörde lässt den jeweiligen Ausbildungslehr-
gang zu, wenn 

1.  die sich aus der Anlage zu dieser Verordnung ergeben-
den Vorgaben an Ausbildungslehrgänge für Schieß-
standsachverständige erfüllt sind, 

2.  die fachliche Leitung des Lehrgangs und die von dem 
Lehrgangsträger beauftragten und zuvor der zustän-
digen Behörde benannten Lehrkräfte die ordnungsge-
mäße Durchführung der Ausbildung gewährleisten 
und 

3.  der Lehrgangsträger mit erforderlichen Lehrmitteln 
ausgestattet ist, ein geeigneter Unterrichtsraum zur 
Verfügung steht sowie der Besuch der erforderlichen 
Schießstände möglich ist.

Der zuständigen Behörde ist jederzeit Zugang zu gewäh-
ren, um die Voraussetzungen nach Satz 3 zu überprüfen. 
Die zuständige Behörde teilt dem Lehrgangsträger das 
Ergebnis der Zulassungsprüfung spätestens sechs Wo-
chen nach Eingang des Zulassungsantrags mit. 

(3) Zur Teilnahme an einem nach Absatz 2 zugelassenen 
Ausbildungslehrgang sind durch den Lehrgangsträger 
nur Personen zuzulassen, 

1.  die über die Hochschulreife verfügen oder 

2.  die die Zugangsvoraussetzungen des §  2 oder §  3 
der  Berufsbildungshochschulzugangsverordnung vom 
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7. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 838), die zuletzt durch 
Verordnung vom 13. August 2020 (GV. NRW. S.  744) 
geändert worden ist, erfüllen. 

Die Personen nach Satz  1 müssen darüber hinaus seit 
mindestens drei Jahren

1.  einmal monatlich die Tätigkeit als verantwortliche 
Aufsichtsperson nach § 10 der Allgemeinen Waffenge-
setz-Verordnung ausüben und innerhalb der letzten 
drei Jahre einmal jährlich an überregionalen Schieß-
wettbewerben, wie zum Beispiel ab Bezirksmeister-
schaftsebene, teilgenommen haben oder

2.  im Besitz eines gültigen Jagdscheines sein und min-
destens einmal jährlich an einem überregionalen 
sportlich-jagdlichen Wettkampfschießen, wie zum 
Beispiel ab Bezirksmeisterschaftsebene, teilgenom-
men haben. 

Die Voraussetzungen nach den Sätzen 1 und 2 sind dem 
Lehrgangsträger durch die Vorlage geeigneter Belege 
nachzuweisen.

(4) Bei Bedarf stellt der Lehrgangsträger nach Beendi-
gung des Ausbildungslehrgangs der teilnehmenden Per-
son eine Bescheinigung über die erfolgte Teilnahme aus. 
Auf dieser Bescheinigung sind besuchte Unterrichtsein-
heiten und eventuelle Fehlzeiten zu notieren. Bei einer 
erneuten Teilnahme an dem Ausbildungslehrgang kön-
nen bereits besuchte Unterrichtseinheiten vom Lehr-
gangsträger angerechnet werden.

(5) Zur Prüfung nach § 6 wird nur zugelassen, wer nicht 
mehr als 20 Prozent der Unterrichtseinheiten des Ausbil-
dungslehrgangs versäumt hat. 

§ 6 
Zulassung zur Prüfung und Prüfungskommission

(1) Nach erfolgter Teilnahme an einem Ausbildungslehr-
gang erfolgt unter der Voraussetzung des §  5 Absatz  5 
eine Prüfung. Diese besteht aus einer Klausur und einer 
häuslichen Arbeit sowie im Anschluss daran einer münd-
lichen Prüfung durch eine vom Lehrgangsträger vorge-
schlagene und von der zuständigen Behörde zugelassene 
Prüfungskommission. 

(2) Die Prüfungskommission besteht aus

1.  zwei Schießstandsachverständigen gemäß §  1 Ab-
satz 1 und 

2.  einer im Waffenrecht sachkundigen Person, wie zum 
Beispiel einer im Bereich des Waffenrechts bedienste-
ten Person der öffentlichen Verwaltung oder einer in 
diesem Bereich spezialisierten Rechtsanwältin oder 
einem in diesem Bereich spezialisierten Rechtsanwalt.

Die Prüfungskommission wählt ein Mitglied, das den 
Vorsitz führt. Die Mitglieder der Prüfungskommission 
dürfen nicht zugleich Lehrkraft des Prüfl ings gewesen 
sein.

(3) Personen im Sinne des § 12 Absatz 6 Satz 1 der All-
gemeinen Waffengesetz-Verordnung in der bis zum 31. 
August 2020 geltenden Fassung, die bis zum 31. März 
2008 an einem zugelassenen Ausbildungslehrgang für 
Schießstandsachverständige teilgenommen haben, kön-
nen bei der zuständigen Behörde auch unter Vorlage der 
Bescheinigung über einen solchen Lehrgang die Zulas-
sung zu der Prüfung beantragen. Eine praktische Tätig-
keit gemäß § 14 ist für diese Personen entbehrlich, wenn 
diese ihre regelmäßige Fortbildung entsprechend dem 
§ 16 Absatz 1 nachweisen können. Eine Prüfung gemäß 
Absatz 1 ist entbehrlich für diese Personen, die an einem 
Ausbildungslehrgang mit anschließender Prüfung, deren 
Art und Umfang mit den Vorgaben des § 7 vergleichbar 
sind, teilgenommen haben. Die zuständige Behörde stellt 
die Vergleichbarkeit fest und hierüber eine Bescheini-
gung aus. Eine Prüfung und eine praktische Tätigkeit 
sind für diese Personen entbehrlich, wenn diese Personen

1.  mindestens seit dem 31. März 2008 zwölf Schieß-
stände, davon sechs für Feuerwaffen, wovon drei für 
Waffen für Munition mit Zentralfeuerzündung, als 
Schießstandsachverständige überprüft und

2.  sich entsprechend dem § 16 Absatz 1 regelmäßig fort-
gebildet haben. 

(4) Der Lehrgangsträger legt für jeden zugelassenen 
Ausbildungslehrgang in Absprache mit der zuständigen 
Behörde die Termine für die drei Prüfungsleistungen 
fest.

(5) Neben den teilnehmenden Personen eines zugelasse-
nen Ausbildungslehrgangs sind auch die Personen nach 
Absatz 3 Satz 1 zu einem Prüfungstermin zuzulassen, so-
fern deren vollständiger Antrag mindestens einen Monat 
vor dem benannten Termin eingeht. Die zuständige Be-
hörde meldet diese zugelassenen Personen unverzüglich 
dem Lehrgangsträger.

§ 7
Art und Umfang der Prüfung

(1) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfl ing 
die erforderlichen theoretischen Kenntnisse einer oder 
eines Schießstandsachverständigen erworben hat. Für 
die Aufgabenstellung und Entscheidung ist die Prü-
fungskommission verantwortlich.

(2) Die in der Anlage zu dieser Verordnung genannten 
Ausbildungsinhalte sind jeweils sowohl in der Klausur 
und der häuslichen Arbeit als auch bei der mündlichen 
Prüfung heranzuziehen. Die Fragen müssen stets einen 
Bezug zur Errichtung, Abnahme und zum Betrieb eines 
Schießstandes beziehungsweise zum Sachverständigen-
wesen haben. In allen drei Prüfungsleistungen spiegeln 
sich die Gewichtung der Unterrichtseinheiten gemäß der 
Anlage zu dieser Verordnung wider.

(3) Die Klausur, die häusliche Arbeit und die mündliche 
Prüfung sind bestanden, wenn jeweils mindestens 
70 Prozent der maximalen Punktzahl erreicht wurden.

(4) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn sowohl 
die Klausur, die häusliche Arbeit als auch die mündliche 
Prüfung bestanden sind. Über das Bestehen der Prüfung 
entscheidet die Prüfungskommission. Eine Benotung er-
folgt nicht. Die Mitglieder der Prüfungskommission ha-
ben vor der Beratung über die Klausur und häusliche 
Arbeit sowie die mündliche Prüfung des Prüfl ings ge-
trennt zu entscheiden. Diese Entscheidung setzt voraus, 
dass sich jedes Mitglied der Prüfungskommission über 
die Kenntnisse und Fähigkeiten des Prüfl ings, die sich 
aus den vermittelnden Lehrgangsinhalten nach § 5 erge-
ben, ein eigenes Urteil bildet. Die Prüfungskommission 
entscheidet mehrheitlich. 

(5) Nach bestandener Prüfung erhält die geprüfte Person 
ein Prüfungszeugnis. Auf diesem sind der Name der ge-
prüften Person, der Lehrgangsträger, die Namen der 
 Mitglieder der Prüfungskommission, Ort und Zeit der 
Prüfung sowie das Bestehen der Prüfung zu vermerken.

(6) Die Prüfung kann im Falle des Nichtbestehens zwei-
mal wiederholt werden. Im Fall einer Wiederholung ist 
die erneute Teilnahme an einem Ausbildungslehrgang 
nach § 5 nicht erforderlich.

§ 8
Klausur und häusliche Arbeit

(1) In der Klausur soll der Prüfl ing nachweisen, dass er 
in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit 
den erlernten Methoden Probleme erkennen und Wege 
zu  einer Lösung fi nden kann. Von dem Prüfl ing mitzu-
bringende zugelassene Hilfsmittel sind rechtzeitig vor 
dem Prüfungstermin bekannt zu geben. Sie können von 
der Aufsichtsperson vor oder während der Klausur 
 kontrolliert werden. Die Fragestellungen können alle in 
der  Anlage zu dieser Verordnung enthaltenen Ausbil-
dungsinhalte umfassen. Die Dauer der Klausur beträgt 
180 Minuten. 

(2) Die Klausur wird von Mitgliedern der Prüfungskom-
mission oder anderen, von der Prüfungskommission zu-
gelassenen geeigneten Personen beaufsichtigt.

(3) Die Klausuren sind innerhalb der Bearbeitungszeit 
bei der Aufsichtsperson abzugeben. Diese weist recht-
zeitig auf den spätesten Abgabezeitpunkt hin. Der Zeit-
punkt der Abgabe ist auf jeder Arbeit zu vermerken.

(4) Die Aufsichtsperson fertigt über den Prüfungsver-
lauf eine Niederschrift an. Darin sind Unterbrechungen, 
Abwesenheitszeiten von Prüfl ingen, Unregelmäßigkeiten 
oder sonstige besondere Vorkommnisse festzuhalten. 
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Auch die verspätete Abgabe einer Klausur ist zu vermer-
ken.

(5) Den Prüfl ingen wird innerhalb von zwei Wochen 
nach Vorliegen des Prüfungsergebnisses unter Aufsicht 
Einsicht in die Klausuren gewährt.

(6) Die häusliche Arbeit hat ein Gutachten über die si-
cherheitstechnische Überprüfung eines vorgegebenen 
Schießstandes zum Gegenstand. Sie wird dem Prüfl ing 
nach Anfertigung der Klausur zugeteilt. Die häusliche 
Arbeit ist innerhalb von sechs Wochen nach Zuteilung 
fertigzustellen und beim Lehrgangsträger schriftlich in 
dreifacher Ausfertigung einzureichen. Der Lehrgangs-
träger gibt die gesammelten häuslichen Arbeiten zur 
Entscheidung an die Prüfkommission.

§ 9
Mündliche Prüfung

(1) Zur mündlichen Prüfung ist nur zuzulassen, wer 
Klausur und häusliche Arbeit bestanden hat. In der 
mündlichen Prüfung soll der Prüfl ing nachweisen, dass 
er die Grundlagen und Zusammenhänge erkennt und 
spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge ein-
zuordnen vermag. Dazu ist von der Prüfungskommission 
die häusliche Arbeit heranzuziehen und mit dem Prüf-
ling zu erörtern. Die Prüfungszeit beträgt pro Person 
30 Minuten. 

(2) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der 
mündlichen Prüfung werden in einer Niederschrift fest-
gehalten. Darin sind aufzunehmen:

1.  der Ort und der Tag der Prüfung,

2.  die Dauer der Prüfung,

3.  die Namen der Mitglieder der Prüfungskommission,

4.  der Name des Prüfl ings,

5.  der Prüfungsinhalt,

6.  das Ergebnis der mündlichen Prüfung und

7.  die Entscheidung der Prüfungskommission.

Die Niederschrift ist von den Mitgliedern der Prüfungs-
kommission zu unterzeichnen.

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als nicht bestanden, wenn 
der Prüfl ing einen bindenden Prüfungstermin ohne trif-
tigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prüfung, 
die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. 
Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung 
nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit er-
bracht wird.

(2) Wer durch Krankheit oder aus einem anderen von 
ihm nicht zu vertretenden Grund gehindert ist, an einem 
Prüfungstermin oder einem Nachholtermin teilzuneh-
men, kann einen neuen Prüfungstermin beantragen. Die 
Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes steht der eigenen Krankheit des Prüfl ings 
gleich. Über den Antrag entscheidet die zuständige Be-
hörde. 

(3) Bei Krankheit ist unverzüglich ein ärztliches Attest 
einzureichen, in dem die Prüfungsunfähigkeit beschei-
nigt wird. 

(4) Bei Schwangerschaft, Mutterschutz oder der Wahr-
nehmung von Familienpfl ichten soll die Prüfungskom-
mission auf Antrag eine Freistellung von der Teilnahme 
an der Prüfung ermöglichen. Für eine Nachholung der 
Prüfung gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend.

(5) Bescheinigt das ärztliche Attest die Prüfungsun-
fähigkeit für einen Zeitraum von mehr als einem Tag und 
nimmt der Prüfl ing während dieser Zeit an einer Prü-
fung teil, so verliert das ärztliche Attest auch für die 
 Folgezeit seine Gültigkeit.

(6) Versucht ein Prüfl ing, das Ergebnis seiner Prüfungs-
leistungen durch Täuschung oder Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinfl ussen, wird die betreffende 
Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet. Wer 
den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann 

durch die Prüfungskommission oder die aufsichtfüh-
rende Person von der Fortsetzung der jeweiligen Prüfung 
ausgeschlossen werden. In diesem Fall wird die betref-
fende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet.

(7) Vor einer Entscheidung nach Absatz 6 ist der Prüfl ing 
zu hören. Über die Anhörung ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Die Prüfl inge sind vor Beginn der Prüfung auf 
die bestehenden Regelungen hinzuweisen. Die Belehrung 
ist aktenkundig zu machen.

(8) Die Prüfl inge können bis spätestens zwei Wochen 
nach dem Prüfungstermin bei der zuständigen Behörde 
schriftlich beantragen, dass eine Entscheidung nach Ab-
satz 6 überprüft wird.

(9) Stellt sich innerhalb von fünf Jahren nach Abschluss 
der Prüfungen heraus, dass die Voraussetzungen des Ab-
satzes 6 vorgelegen haben, kann die zuständige Behörde 
die gesamte Prüfung im Nachhinein für „nicht bestan-
den“ erklären.

§ 11
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres, frühestens jedoch nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Beendigung der bestandenen Prü-
fung, kann der Prüfl ing auf Antrag seine Prüfungsakten 
und die jeweiligen Entscheidungen bei der zuständigen 
Behörde unter Aufsicht einsehen. Die Anfertigung von 
Abschriften oder Ablichtungen, auch auszugsweise, ist 
nicht zulässig.

§ 12
Verbleib der Prüfungsakten

Die Prüfungsakten verbleiben bei der zuständigen Be-
hörde. Die Prüfungsakten sind mindestens fünf Jahre 
aufzubewahren.

§ 13
Praktische Tätigkeit

(1) Auf die bestandene Prüfung folgt die praktische Tä-
tigkeit von mindestens einem Jahr.

(2) Die praktische Tätigkeit erfolgt bei einer oder einem 
oder mehreren anerkannten Schießstandsachverständi-
gen, die beziehungsweise der seit mindestens fünf Jahren 
als Schießstandsachverständige gemäß § 1 Absatz 1 tätig 
ist oder sind.

(3) Während der Dauer der praktischen Tätigkeit nehmen 
die nach §  1 Absatz  1 Nummer 3 angehenden Schieß-
standsachverständigen an sicherheitstechnischen Über-
prüfungen von Schießstätten teil und erstellen mindes-
tens fünf sicherheitstechnische Überprüfungsgutachten 
entsprechend den Anforderungen des Sachverständigen-
wesens, mit denen die anerkannten Schießstandsachver-
ständigen beauftragt sind. Davon müssen mindestens 
zwei für das Schießen mit Feuerwaffen im Sinne von 
Nummer 2.1 Abschnitt 1 der Anlage 1 zum Waffengesetz 
und mindestens eine weitere für das Schießen mit Feuer-
waffen für Munition mit Zentralfeuerzündung zugelassen 
sein. Die von den nach § 1 Absatz 1 Nummer 3 angehen-
den Schießstandsachverständigen erstellten sicherheits-
technischen Gutachten sind von den anerkannten Schieß-
standsachverständigen materiell und formell auf die 
 Anforderungen des Sachverständigenwesens hin zu 
 überprüfen und gegenzuzeichnen. Davon unberührt blei-
ben die Pfl ichten der anerkannten Schießstandsachver-
ständigen aus dem Auftrag. Für die Anforderungen des 
Sachverständigenwesens gelten die Empfehlungen aus 
dem vom Institut für Sachverständigenwesen e.V. in Köln 
herausgegebenen Dokument „Empfehlungen zur Erstel-
lung eines Gutachtens“ aus April 2017 (https://ifsforum.
de/fi leadmin/user_upload/Merkblatt_Empfehlungen_zur_
Erstellung_eines_Gutachtens.pdf). 

(4) Die praktische Tätigkeit ist den nach §  1 Absatz  1 
Nummer  3 angehenden Schießstandsachverständigen 
von den anerkannten Schießstandsachverständigen nach 
Beendigung unter Angabe der erfolgten Schießstand-
überprüfungen und den mindestens fünf erstellten si-
cherheitstechnischen Überprüfungsgutachten entspre-
chend den Anforderungen des Sachverständigenwesens 
schriftlich zu bescheinigen. 
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(5) Die praktische Tätigkeit kann auch in einem anderen 
Bundesland ausgeübt werden. Die praktische Tätigkeit 
kann auch bei in einem anderen Bundesland anerkann-
ten Schießstandsachverständigen ausgeübt werden, so-
fern die jeweiligen Anerkennungsvoraussetzungen mit 
denen sich aus dieser Verordnung ergebenden Anforde-
rungen vergleichbar sind. Die zuständige Behörde stellt 
die Vergleichbarkeit der Anerkennungsvoraussetzungen 
fest und hierüber eine Bescheinigung aus.

§ 14

Anerkennung

(1) Die zuständige Behörde spricht die Anerkennung als 
Schießstandsachverständige oder Schießstandsachver-
ständiger aus, wenn ihr ein Antrag im Sinne von Ab-
satz 2, Absatz 3 oder Absatz 4 vorliegt und die Voraus-
setzungen des § 3 erfüllt sind.

(2) Der Antrag auf Anerkennung kann nach Beendigung 
der praktischen Tätigkeit nach § 14 bei der zuständigen 
Behörde gestellt werden. Dem Antrag sind die Belege ge-
mäß § 5 Absatz 3 Satz 3, das Prüfungszeugnis gemäß § 7 
Absatz  5 und die Bescheinigung oder Bescheinigungen 
über die praktische Tätigkeit gemäß § 14 Absatz 4 beizu-
fügen. 

(3) Personen im Sinne von § 6 Absatz 3 Satz 1 haben den 
Antrag auf Anerkennung unter Vorlage der Bescheini-
gung für den von ihnen besuchten Ausbildungslehrgang, 
des Prüfungszeugnisses gemäß §  7 Absatz  5 sowie der 
Bescheinigung oder Bescheinigungen über die praktische 
Tätigkeit gemäß §  14 Absatz  4 zu stellen. Personen im 
Sinne von § 6 Absatz 3 Satz 5 haben den Antrag auf An-
erkennung unter Vorlage der Bescheinigung für den von 
ihnen besuchten Ausbildungslehrgang, des Prüfungs-
zeugnisses über die bestandene Prüfung, von fünf Gut-
achten entsprechend den Anforderungen des Sachver-
ständigenwesens sowie des Nachweises der regelmäßigen 
Fortbildungen zu stellen. § 14 Absatz 3 Satz 5 gilt ent-
sprechend.

(4) Personen im Sinne des § 12 Absatz 6 Satz 1 der All-
gemeinen Waffengesetz-Verordnung in der bis zum 31. 
August 2020 geltenden Fassung, die vom 1. April 2008 bis 
zum 30. November 2021 an einem zugelassenen Ausbil-
dungslehrgang für Schießstandsachverständige teilge-
nommen und erfolgreich eine anerkannte Prüfung für 
Schießstandsachverständige abgelegt haben sowie aktiv 
und nachweisbar tätig waren, haben den Antrag auf An-
erkennung unter Vorlage der Bescheinigung für den von 
ihnen besuchten Ausbildungslehrgang, des Prüfungs-
zeugnisses über die von ihnen bestandene Prüfung, fünf 
Gutachten entsprechend den Anforderungen des Sach-
verständigenwesens sowie des Nachweises der regel-
mäßigen Fortbildungen zu stellen. § 14 Absatz 3 Satz 5 
gilt entsprechend.

(5) Die zuständige Behörde stellt eine Urkunde über die 
Anerkennung aus. Diese ist auf fünf Jahre zu befristen. 
Die Anerkennung ist auf Antrag zu verlängern, sofern 
zwei von der zuständigen Behörde angeforderte Gutach-
ten der letzten fünf Jahre der Anerkennung den Anfor-
derungen des Sachverständigenwesens entsprechen und 
eine Teilnahme an Fortbildungen gemäß § 16 erfolgt ist. 
§ 14 Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.

§ 15

Fortbildung

(1) Schießstandsachverständige sind zur regelmäßigen 
Fortbildung in den nach der Anlage zu dieser Verordnung 
relevanten Ausbildungsinhalten verpfl ichtet. Die regel-
mäßige Fortbildung erfordert innerhalb eines Zeitraums 
von drei Jahren den mindestens zweimaligen Besuch ei-
nes anerkannten Fortbildungslehrgangs oder eines poli-
zeilichen beziehungsweise militärischen Lehrgangs im 
Umfang von mindestens 16 Unterrichtseinheiten. 

(2) Auf Antrag des Lehrgangsträgers erkennt die zu-
ständige Behörde den Fortbildungslehrgang an, wenn er 
geeignet ist, einzelne oder mehrere nach der Anlage zu 
dieser Verordnung relevante Ausbildungsinhalte hin-
reichend zu vermitteln. §  5 Absatz  2 Nummer  2 und 3 
gilt entsprechend. 

(3) Die Schießstandsachverständigen haben der Behörde 
den Nachweis über die Fortbildung zu erbringen.  

(4) Interdisziplinäre Fortbildungsveranstaltungen zu 
speziellen nach der Anlage zu dieser Verordnung rele-
vanten Ausbildungsinhalten können im Einzelfall durch 
die zuständige Behörde als Fortbildung im Sinne von 
Absatz  1 auf Antrag der Schießstandsachverständigen 
anerkannt werden. Der Antrag ist bei der zuständigen 
Behörde unter Benennung des Lehrgangsträgers und der 
Fortbildungsinhalte zu stellen. Der Antrag der Schieß-
standsachverständigen nach §  1 Absatz  1 Nummer  3 
sollte vor Teilnahme an der Fortbildung gestellt werden, 
spätestens jedoch ein halbes Jahr vor Stellung eines 
 Antrags auf Verlängerung der Anerkennung.

§ 16
Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Anerkennung

(1) Die Anerkennung als Schießstandsachverständige 
oder Schießstandsachverständiger erlischt, wenn die 
oder der anerkannte Schießstandsachverständige gegen-
über der zuständigen Behörde schriftlich auf die Aner-
kennung verzichtet.

(2) Die Anerkennung als Schießstandsachverständige 
oder Schießstandsachverständiger ist zurückzunehmen, 
wenn nachträglich bekannt wird, dass die Anerkennung 
hätte versagt werden müssen. 

(3) Die Anerkennung als Schießstandsachverständige 
oder Schießstandsachverständiger ist zu widerrufen, 
wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die zur Versa-
gung hätten führen müssen.

§ 17
Zuständigkeit

(1) Zuständige Behörde im Sinne dieser Verordnung ist 
die Bezirksregierung Arnsberg. 

(2) Die Bezirksregierung Arnsberg kann im Einverneh-
men mit dem für Inneres zuständigen Ministerium allge-
meine Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung dieser 
Verordnung erlassen.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2021 in Kraft.

Düsseldorf, 23. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 80a vom 30. November 2021 1223a

1 
 

Anlage  

Inhalt des Ausbildungslehrgangs 

 

 

Ausbildungsinhalte Unter-
richtsein-
heiten 

  
Waffen- und Munitionskunde, Ballistik 8,00 
Waffen- und Munitionskunde 
Zugelassene Waffen-/Munitionsarten bei Schießständen 
Innere-, Mündungs-, Außen- und Zielballistik 
Geschossreichweiten und -energien 
  
Rechtsgrundlagen 6,00 
Waffengesetz, Allgemeine Waffengesetz-Verordnung, Allgemeine Verwaltungs-
vorschrift zum Waffengesetz 
Sprengstoffgesetz und Beschussgesetz 
Bundesimmissionsschutzgesetz, Hinweis auf landesrechtliche Vorschriften 
Bundesbodenschutzgesetz und -verordnung 
Wasserhaushaltsgesetz 
Baugesetzbuch und Landesbauordnungen 
Arbeitsschutzgesetz, Arbeitssicherheitsgesetz 
Kreislaufwirtschaftsgesetz 
  
Sachverständigentätigkeit 2,00 
Rechtlicher Status/Haftung und Versicherung 
Zivil-, Straf-, und Prozessrecht 
  
Schießstandrichtlinien gemäß § 27a Abs. 3 WaffG 43,00 
Einleitende Bestimmungen 
Allgemeine Vorschriften für offene und geschlossene Schießstände für  
Einzelgeschosse 
Schießstände für Druckluft-Waffen 
Offene Schießstände für Einzelgeschosse 
Geschlossene Schießstände (Raumschießanlagen) zum Schießen mit Feuerwaffen 
Spezielle Schießstände 
Vogelschießstände 
Schießstände für Armbrust 
Schießstände für den Schrotschuss 
Abweichen von den Richtlinien 
Sicherheitsbauteile (Boden, Wände, Decken u.a.) 
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Betrieb 3,00 
Betriebsanweisungen, Schießstandbenutzungsordnungen, Unfallverhütungsvor-
schrift 
Abfallbeseitigung (insbesondere Umgang mit Treibladungsmittelresten) 
Persönliche Schutzausrüstung 
  
Bearbeitung von Bauantragsunterlagen 5,00 
Planprüfung, Fehlersuche, Änderungen, Eintragungen 
Erlaubnisverfahren, Beteiligtenliste 
  
Praxis, Gutachten 33,00 
Gutachtenerstellung, Mindestvoraussetzungen gemäß Deutschem Industrie- und 
Handelstag und der Kammern 
Fehlerhaftigkeit von Gutachten, Mängelbeseitigung 
Prüf- und Messgeräte 
Rechtliche Voraussetzungen bei Beschussversuchen, Prüfprotokolle 
Praktischer Teil, Gutachtenerstellung nach erfolgter Schießstandbesichtigung 
Es sind je eine Raumschießanlage für erlaubnispflichtige und erlaubnisfreie Schuss-
waffen, ein Vogelhochstand für erlaubnispflichtige Schusswaffen, ein offener 
Schießstand für erlaubnispflichtige Schusswaffen und ein Wurfscheibenstand zu be-
sichtigen. 

 
 
 
 

– GV. NRW. 2021 S. 1219a
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